
Wahlprüfsteine der NRV BW zur Landtagswahl 2026 – Antwort der FDP

Bewahrung der justiziellen Unabhängigkeit

Rechtsextreme Parteien wie die AfD arbeiten systematisch an der Delegitimierung der 
Justiz. Regierungsbeteiligungen nutzen sie konsequent, um die Unabhängigkeit der 
Justiz einzuschränken und sich justizieller Kontrolle zu entziehen. Dies lehren das 
bisherige Vorgehen der AfD und die Entwicklungen in anderen Ländern, in denen 
vergleichbare Parteien an der Macht waren oder sind. 

Durch die fehlende institutionelle Verankerung der Unabhängigkeit der Justiz in 
Deutschland und die Einflussmöglichkeiten der Justizministerien bei Organisation und 
Karrieren bestehen im Fall einer Regierungsübernahme durch die AfD konkrete 
Gefahren für das deutsche Justizsystem, die zuletzt das „Justiz-Projekt“ des 
Verfassungsblogs aufgezeigt hat.

1. Teilen Sie die Einschätzung, dass die kommende Legislaturperiode dringend 
dazu genutzt werden muss, die Justiz „sturmfest“ zu machen, d.h. ihre 
Unabhängigkeit auch für den Fall zu gewährleisten, dass in Zukunft eine 
rechtsextreme Partei wie die AfD an der Regierung beteiligt ist oder gar die 
Justizminister*in stellt?

 Ja. Wir halten es für zwingend erforderlich, die Justiz institutionell 
„sturmfest“ aufzustellen. Dazu gehört insbesondere eine krisenfeste 
Ausgestaltung der Verfassungsgerichtsbarkeit sowie eine personell und 
strukturell starke, unabhängige Justiz, die auch in politisch turbulenten 
Zeiten frei von Einflussnahme bleibt.

2. Halten Sie es insgesamt für sinnvoll die justizielle Selbstverwaltung so weit wie 
verfassungsrechtlich möglich auszubauen, um die Justiz vor Übergriffen einer 
möglichen rechtsextremen und rechtsstaatsfeindlichen Exekutive zu schützen?

 Wir befürworten alle verfassungsrechtlich zulässigen Strukturen, die 
dazu beitragen, die Unabhängigkeit der Justiz zu sichern, ihre 
Funktionsfähigkeit dauerhaft zu gewährleisten und sie gegen politische 
Instrumentalisierung oder extremistische Einflussnahme zu schützen.

3. Wie möchten Sie den Prozess der Auswahl und Ernennung von Proberichter* 
innen absichern? Welche Form der Beteiligung der Mitbestimmungsgremien 
unterstützen Sie? Befürworten Sie insbesondere Rechenschafts- und 



Transparenzpflichten auch im Hinblick auf abgelehnte Bewerber*innen des 
Justizministeriums gegenüber den Mitbestimmungsgremien?

 Durch eine gute, lösungsorientierte Politik, die insbesondere die 
Probleme adressiert, auf die Populisten nur allzu simpel erscheinende 
Antworten geben, gräbt man ihnen das Wasser ab. Es ist eine 
gesamtgesellschaftliche Anstrengung, sich Extremisten, 
Verfassungsfeinden und ihren Ansichten entgegenzustellen. 
Es muss unter allen Umständen verhindert werden, dass eine Partei, die 
völlig zu Recht im Fokus der Verfassungsschutzämter steht, in 
Positionen gelangt, in der sie die Geschicke des Landes auch nur 
teilweise mitbestimmen kann.

Zudem: Die Brandmauer steht. Und solange das so ist, ist ein Zugriff 
staatsfeindlicher Kräfte auf elementare Bestandteile unseres Staates 
und seiner Einrichtungen ausgeschlossen.
Zentral ist jedenfalls grundsätzlich, dass die Auswahl- und 
Ernennungsverfahren so ausgestaltet sind, dass sie fachlich fundiert, 
frei von parteipolitischer Einflussnahme und rechtsstaatlich 
nachvollziehbar erfolgen. Diese Absicherung dient nicht nur dem Schutz 
einzelner Richterinnen und Richter, sondern der institutionellen 
Integrität der Justiz insgesamt.

4. Welche Maßnahmen sind Ihrer Meinung nach erforderlich, um Beförderungen 
nach politischer Loyalität in der baden-württembergischen Justiz zu verhindern?

 Wir halten es für zwingend erforderlich, dass Personalentscheidungen 
in der Justiz ausschließlich nach Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung erfolgen. Politische Loyalität oder weltanschauliche Nähe 
dürfen dabei keinerlei Rolle spielen. Dies folgt unmittelbar aus dem 
liberalen Verständnis von richterlicher Unabhängigkeit und 
Gewaltenteilung.
Durch klar definierte, rechtstaatlich belastbare Verfahren sollen 
politische Zugriffsmöglichkeiten auf Personalentscheidungen 
verhindert werden. 

5. Wie wollen Sie verhindern, dass Disziplinarverfahren als 
Einschüchterungsinstrument gegenüber politisch unliebsamen Richter*innen 
und Staatsanwält*innen eingesetzt werden?

 Wir bekennen uns zu einer Justiz, die frei von politischem Druck agieren 
kann. Disziplinarrecht darf daher niemals als Instrument zur 



Sanktionierung politischer oder weltanschaulicher Positionen 
eingesetzt werden, sondern ausschließlich bei tatsächlichen 
Dienstpflichtverletzungen.
Solange wir Verfassungsfeinden nicht Zugang zum Innersten unseres 
Staates gewähren, haben wir vollstes Vertrauen darin, dass Einleitung, 
Durchführung und Abschluss von Disziplinarverfahren ausschließlich 
nach Recht und Gesetz durchgeführt werden.

6. Mit welchen Maßnahmen wollen Sie die Justiz vor Angriffen im Bereich der 
Gerichtsorganisation schützen, also eine Steuerung beispielsweise über 
Zuständigkeitsverschiebungen oder über neue, mit loyalen Richter*innen 
besetzte Spruchkörper?

 Wir müssen ehrlich sein. Wenn Verfassungsfeinde über die notwendigen 
Mehrheiten und damit die Möglichkeiten verfügen, den Justizapparat 
nach ihrem Willen zu formen, ist es schon zu spät. Nicht alles lässt sich 
präventiv mit Verfassungsmehrheiten absichern.

Daher ist es unerlässlich, dass Demokraten geschlossen und 
entschlossen für die Demokratie einstehen.
 

7. Wie wollen Sie die Justiz schützen vor einem „Defunding“, also dem Entzug oder 
der willkürlichen (Um-)Verteilung von Haushaltsmitteln, die die 
Aufgabenerfüllung der Justiz – über das bereits bestehende Maß hinaus! – weiter 
gefährden würde?

 Der Schutz des Rechtsstaats darf nicht von politischen Mehrheiten 
abhängig sein. Sollte durch extremistische Parteien versucht werden, 
die Justiz finanziell auszuhöhlen, muss dem mit klaren verfassungs- und 
haushaltsrechtlichen Leitplanken begegnet werden. Eine unabhängige 
Rechtsprechung muss in der Lage sein, die notwendige 
Auskömmlichkeit der Justiz auch gegen politische Einflussnahme 
sicherzustellen.

8. Welchen Reformbedarf sehen Sie, um die objektive Arbeit der 
Staatsanwaltschaften zu gewährleisten? (Inwieweit) setzen Sie sich für eine 
unabhängige Staatsanwaltschaft ein, insbesondere für die 
Abschaffung/Einschränkung des ministeriellen Weisungsrechts?



 Wir bekennen uns zur klaren Trennung von Exekutive und Justiz im 
Sinne der Gewaltenteilung. 
Das umstrittene Weisungsrecht sollte aus unserer Sicht mindestens 
transparenter gestaltet und um eine Dokumentationspflicht erweitert 
werden, alternativ gänzlich abgeschafft. In Koalitionsverhandlungen 
würden wir diese Punkte ergebnisoffen diskutieren.

9. Wie muss aus Ihrer Sicht der Verfassungsgerichtshof geschützt werden?

Wir betonen ausdrücklich, dass das Recht eine zentrale Stärke darstellt, die 
es bestmöglich zu schützen gilt. Daher fordern wir explizit, den 
Landesverfassungsgerichtshof krisensicher aufzustellen, damit dieser auch 
in politisch turbulenten Zeiten seine Funktion erfüllen kann. Dabei haben 
wir uns zum Ziel gesetzt, den Verfassungsgerichtshof krisensicher 
aufzustellen. Damit soll gewährleistet werden, dass diese wichtige 
Institution auch unter schwierigen politischen Rahmenbedingungen 
handlungsfähig und unabhängig bleibt. Bereits im letzten Jahr haben wir 
dafür (siehe Drucksache 17/7486) eine Gesetzänderung ins Spiel gebracht. 

In dem Antrag ging es im Kern um eine Reform der Regeln zur Wahl der 
Richterinnen und Richter des Verfassungsgerichtshofs Baden-
Württemberg. Unsere Forderung waren es, klarere und funktionssichere 
Verfahren zu schaffen, um Blockaden bei der Richterwahl zu vermeiden. 
Hintergrund war die Sorge, dass eine strikt geforderte Zwei-Drittel-
Mehrheit im Landtag dazu führen kann, dass es am Verfassungsgerichtshof 
über längere Zeit hinweg Vakanzen geben könnte. Der Antrag zielte 
deshalb darauf ab, das Wahlverfahren so anzupassen, dass einerseits ein 
breiter politischer Konsens erhalten bleibt, andererseits aber sichergestellt 
ist, dass der Verfassungsgerichtshof jederzeit arbeitsfähig bleibt und seine 
verfassungsrechtlichen Aufgaben ohne Verzögerung wahrnehmen kann.

10. Welche Schutzmaßnahmen sollten in der Landesverfassung verankert werden? 
Welche Maßnahmen bedürfen Gesetzesänderungen?

 Die Antwort hängt maßgeblich davon ab, welche Ergebnisse die 
anstehenden Koalitionsverhandlungen bringen. Wir sind jedenfalls 
bereit, unseren Staat und seine Einrichtungen krisensicher aufzustellen, 
ganz gleich, ob die notwendigen Änderungen auf gesetzlicher oder 
verfassungsrechtlicher Ebene vorgenommen werden müssen.



11. Halten Sie größere Anstrengungen der Justiz im Bereich Öffentlichkeitsarbeit 
und Rechtsstaatsschulung für notwendig? Sollten dafür gesondert Mittel 
bereitgestellt werden? Wie könnte sichergestellt werden, dass dies ohne eine 
politische Einflussnahme durch das Justizministerium erfolgt?

 Das Projekt „Rechtsstaat macht Schule“ halten wir beispielsweise für 
eine gelungene Maßnahme, um Schülern rechtsstaatliches Handeln zu 
vermitteln. Dafür ist – sinnvollerweise – auch das Justizministerium 
zuständig. Daran wollen wir nicht rütteln.

Weiteren Maßnahmen, die die Attraktivität einer Tätigkeit in der Justiz 
sowie grundsätzlich die Vorzüge unserer liberalen Demokratie 
nahebringen, stehen wir positiv gegenüber. Das wird im Zweifel auch 
Geld kosten.

Proberichterkonzept/Attraktivität für Neueinsteiger

1. Unterstützen Sie eine besondere Interessenvertretung der Berufseinsteiger* 
innen (bis zur Planmäßigkeit ca. 4 - 6 Jahre) in den Mitwirkungsgremien?

 Einer bürokratiearmen Lösung im Interesse aller Beteiligten stehen wir 
offen gegenüber. Gerne treten wir in entsprechende Gespräche ein.

2. Halten Sie eine Einführungsphase von einem Jahr für Proberichter*innen mit 
einer Reduzierung von Verfahrenseingängen und -bestand für sinnvoll, um 
einen Berufseinstieg mit realistischen Leistungserwartungen zu ermöglichen 
und hinreichende Zeit für Fortbildungen, Hospitationen und Mentoring zu 
lassen?

 Das käme für uns auf die genaue Ausgestaltung an. Fest steht 
jedenfalls, dass einer bestmöglichen Einarbeitung von 
Proberichterinnen und Richtern, ohne gleich überfordert zu werden, ein 
hoher Stellenwert zukommt.

3. Sollten aus Ihrer Sicht insbesondere die Einführungsphase begleitende 
Fortbildungen zum einen im Bereich Kommunikationsfähigkeiten und 
Gesprächsführung zum anderen im Bereich Praxisreflexion, Berufsethos und 
Professionsethik durchgeführt werden?

 Aus unserer Sicht ist unstreitig, dass die dargestellten Punkte zu den 
zentralen Kompetenzen von Richterinnen und Richtern gehören. Diese 
Fähigkeiten sind wesentlich dafür, dass richterliche Tätigkeit nachvollziehbar, 



bürgernah, konfliktlösend und rechtsstaatlich überzeugend wahrgenommen 
wird. Gerade in der Einführungsphase können begleitende 
Fortbildungsangebote einen wichtigen Beitrag leisten, um junge 
Richterinnen und Richter bei der Entwicklung dieser Kompetenzen zu 
unterstützen und den Übergang von Ausbildung zu verantwortungsvoller 
Praxis zu begleiten.

4. Sollten insbesondere die Eingangsgehälter erhöht werden, um die Justiz für 
Berufseinsteiger attraktiver zu machen?

Ohne Zweifel ist die Vergütung ein zentrales Argument für die Berufswahl. Eine 
isolierte Anhebung der Anwärterbesoldung wäre hier eine Möglichkeit. Wir 
sehen allerdings die Notwendigkeit, das ganze System der Bezahlung im 
öffentlichen Dienst auf den Prüfstand zu stellen, auch im Lichte jüngster 
Entscheidungen aus Karlsruhe.

Ausstattung der Justiz

Der Rechtsstaat kostet Geld. Ohne eine angemessene Ausstattung mit Personal und 
Ressourcen lassen sich keine rechtsstaatlichen Verfahren führen - weder in der 
Verwaltung, noch bei der Polizei oder der Justiz. Deutschland liegt im europäischen 
Vergleich bei der Besoldung von Richter*innen und Staatsanwält*innen insbesondere 
im Eingangsamt weit hinten. Die Jahresbezüge deutscher Richterinnen und Richter zu 
Beginn ihrer Laufbahn sind im Vergleich zu den bundesweiten Durchschnittsgehältern 
insgesamt die niedrigsten in der Europäischen Union. Das BVerfG hat im Jahre 2020 die 
Besoldung des Landes Berlin für Richter*innen als verfassungswidrig zu niedrig 
beurteilt. Schließlich hat die EU-Kommission Deutschland mehrfach – zuletzt 2023 – 
aufgefordert, für eine angemessene Bezahlung der Richter*innen in Deutschland Sorge 
zu tragen.

1. Eine amtsangemessene Besoldung ist ein zentrales Instrument zur 
Personalrekrutierung und Personalbindung. Werden Sie für eine Anpassung der 
Gehälter im höheren Justizdienst zumindest auf europäisches 
Durchschnittsniveau eintreten?

 Wir müssen aus unserer Sicht das ganze System der Vergütung, auch im 
Lichte jüngster Entscheidungen aus Karlsruhe, auf den Prüfstand stellen. Dir 
Kritik an der aktuellen Besoldungssituation im höheren Justizdienst teilen wir 
ausdrücklich, so ist die Justiz kaum konkurrenzfähig. 

2. Die aktuell verwendete Personalbedarfsberechnung Pebb§y (auf der Grundlage 
von Daten aus dem Jahre 2014) weist für viele Gerichte und insbesondere die 
Staatsanwaltschaften seit Jahren eine deutliche Unterschreitung der 



Mindestausstattung aus. Besonders im Service-Bereich gab es in den letzten 
Jahren und gibt es auch aktuell dramatische Engpässe. Werden Sie sich für eine 
angemessene Personalausstattung einsetzen?

 Wir setzen uns für eine belastbare Personalbedarfsanalyse ein, um 
dauerhaft realistische Stellenbemessungen zu gewährleisten. PEBB§Y 
wird diesem Anspruch bislang nicht gerecht, weil es den Alltag nicht 
abbildet. Die nächste Erhebung muss sehr viel lebensnäher ausgestaltet 
sein.

Wir sehen eine ausreichende personelle Ausstattung als unerlässliche 
Voraussetzung dafür an, dass Rechtsprechung akzeptiert wird, weil sie 
schnell und effektiv erfolgt. Deshalb wollen wir nicht nur für 
ausreichende Richterstellen, vor allem in Schwerpunktbereichen wie 
z.B. in Asylverfahren sorgen, sondern auch und insbesondere den 
personellen Mittelbau in der Justiz stärken, um deren Arbeitsfähigkeit 
insgesamt zu sichern. Das ist für uns nicht diskutabel, hier darf es keine 
Abstriche geben.

3. Seit 2019 wurde die elektronische Akte bei den Gerichten und 
Staatsanwaltschaften eingeführt. Es gibt nach wie vor einen erheblichen 
Mehraufwand, zuletzt durch die Einführung der E-Akte Straf. Gleichzeitig 
mangelt es an hinreichenden Schulungsangeboten, einer zeitnahen Umsetzung 
von Verbesserungsvorschlägen aus der Praxis und einer effektiven Evaluation 
von Leistung, Datensicherheit und Ergonomie. Sind Sie bereit, die dafür 
notwendigen Mittel bereitzustellen?

 Die Digitalisierung insgesamt darf nicht „von oben“ verordnet werden, 
sondern muss praxisnah, etappenweise und nutzerorientiert erfolgen. 
Wir wollen deshalb verbindliche Pilotphasen mit klaren 
Rückmeldeschleifen aus Gerichten, Staatsanwaltschaften und dem 
Justizvollzug, bevor Systeme landesweit eingeführt werden. 
Entscheidend ist ein zentrales Projektmanagement, das 
Doppelstrukturen abbaut, Zuständigkeiten klärt und 
Datenschnittstellen vereinheitlicht. Digitalisierung braucht zudem 
Zeitbudget statt Zusatzaufgaben: Neue Systeme müssen mit echten 
Entlastungen einhergehen, z. B. weniger Dokumentationspflichten und 
automatische Datenübernahme. 

Wir setzen auf Schulung vor Einführung, greifbare IT-Fachkräfte für 
etwaige Rückfragen in den Häusern und einen stabilen Support, der 



Probleme möglichst innerhalb von 24 Stunden löst. Stillstand muss 
vermieden werden, Updates auf die Nachtzeit oder das Wochenende 
terminiert werden.

Unser Ziel ist klar: Digitalisierung darf kein Selbstzweck sein. Wir wollen 
keine Insellösungen, keine Überforderung, sondern funktionierende, 
sichere digitale Verfahren, die Abläufe vereinfachen und die Justiz 
spürbar stärken.

Im Hinblick auf die E-Akte gilt das entsprechend: gezielte Schulungen, 
die Möglichkeit, Verbesserungsvorschläge vorzubringen und diese 
umzusetzen sowie die Vorhaltung entsprechender Haushaltsmittel 
stellen für uns eine überaus lohnende wie notwendige Investition in 
unseren Rechtsstaat dar.

Die notwendigen Ressourcen für die Justiz richten sich aber auch ganz wesentlich nach 
den zu erfüllenden Aufgaben. Eine Aufgabe der Politik, insbesondere bei sinkenden 
Staatseinnahmen, besteht in der Priorisierung von Aufgaben. 

4. Es fehlt nach wie vor ein effektives Mittel, um Massenverfahren effizient zu 
erledigen. Zentrales Element muss der Ausschluss individueller Klagen als 
Regelfall bei identischen Fallgestaltungen sein (opt-out-Verfahren). Würden Sie 
in diesem Sinne initiativ werden?

 Als wichtiges Hilfsmittel für die Bearbeitung von Massenverfahren 
sehen wir Künstliche Intelligenz.
Auch wenn für uns klar ist, dass die Entscheidung am Ende immer ein 
Mensch treffen muss, so kann KI doch bei der Erfassung, Ordnung und 
Bearbeitung von Akten von erheblichem Nutzen sein. So können sich 
Richterinnen und Richter wieder auf ihre Kernaufgabe konzentrieren, 
wenn sie die Akten schon ordentlich strukturiert und aufbereitet 
erhalten.

Einer gebündelten Geltendmachung von inhaltlich gleichgelagerten 
Ansprüchen durch kollektiven Rechtsschutz stehen wir aus 
Effizienzerwägungen offen gegenüber. Auf die konkrete Ausgestaltung 
käme es an.

5. Welche Möglichkeiten einer materiell-rechtlichen Entkriminalisierung sehen 
Sie?



 Materiell-rechtliche Entkriminalisierung bedeutet für uns keinen Abbau 
des Rechtsstaates, sondern eine Fokussierung auf das Wesentliche. Der 
Schutz von Leib und Leben, Freiheit, Eigentum, und der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung steht nicht zur Disposition.
Wir sehen einen Prüfbedarf für Entkriminalisierung dort, wo das 
Strafrecht nicht mehr verhältnismäßig ist. Maßstab sind Ultima-Ratio-
Prinzip, Verhältnismäßigkeit und Funktionsfähigkeit der Justiz. Das Ziel 
muss die Entlastung der Strafjustiz sein, nicht der Abbau von 
Rechtsgüterschutz.

Ob man sich mit der konkreten Ausgestaltung der Teillegalisierung von 
Cannabis beispielsweise einen großen Gefallen getan hat, wird 
differenziert wahrgenommen.

Hinsichtlich des § 142, des § 265a StGB, des § 290 StGB und des § 316a 
StGB sind wir – wenngleich in Bundeszuständigkeit liegend – offen für 
Verhandlungen. Auch die Privilegierung des § 352 StGB erscheint uns 
nicht mehr zeitgemäß. § 323b StGB spielt nach unserer Wahrnehmung 
rechtstatsächlich keine Rolle mehr.

6. Welche Prioritäten bei der Strafverfolgung sind aus Ihrer Sicht besonders 
wichtig? Wäre es sinnvoll, statt gängiger Bagatelldelikte (einfache Beleidigungen 
gegenüber Amtsträgern, Betäubungsmittelkriminalität, aufenthaltsrechtliche 
Verstöße, Schwarzfahren) die knappen Ressourcen eher im Bereich der 
Bekämpfung von häuslicher Gewalt, organisierter Kriminalität und 
Wirtschaftskriminalität einzusetzen?

 Wir stimmen der anklingenden Intention zu, dass auch die Mittel der 
Strafverfolgung effizient allokiert werden müssen. Die letztgenannten Delikte 
auch uns „verfolgenswerter“ als die erstgenannten. 

Doch Prioritätensetzung darf kein Ersatz für ausreichende personelle und 
sachliche Ausstattung der Justiz sein. Es kann nicht die Lösung sein, dass der 
Staat sich aufgrund von Personalmangel gezwungen sieht, Strafverfolgung 
auf wenige Deliktsbereiche zu verengen und andere strukturell 
zurückzufahren.

Wir sind auch der Meinung, dass Angriffe auf Amtsträger nicht bagatellisiert 
werden sollten. Es ist, insbesondere für die Betroffenen, überaus 
frustrierend, wenn Verfahren, beispielsweise wegen Beleidigung oder 
einfacher Körperverletzung zu Lasten eines Polizeibeamten, wegen 



mangelnden öffentlichen Interesses eingestellt werden. Hier muss der Staat 
unserer Meinung nach für seine Bediensteten einstehen. 


